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Wax 1348. Ch KEE BZ der ang, EE SS Herzoglich⸗ ⸗Sachſen⸗ 
EEE Altenburgiſchen Regierung, „ wegen der men Ee: SE : 
hältniffe. Vom 48ten Februar 1832. f 


e? Led: gn, Königlich - Preußifchen und der Hezoglichs Sachſen⸗ ltenburgi 
ſchen Regierung a zur . der Mech pſteges dener 5 


SE Alhememe Weine. 
Artikel 1. ? 

Die Gerichte beider Staaten leiſten fi ch 9 alle 1 Rechts⸗ 
huͤlfe, welche ſie den Gerichten des Inlandes, nach deſſen Geſetzen und Gerichts⸗ 
Verfaſſung, nicht verweigern duͤrfen, in wiefern das; ee Abkommen 
Memes, ien Seen 3 


Gët, tie ER 


Die Bollſtekbarkelt ge Kee Erkenntn fen D ve Eeer ar an 
1 dieſe nach den naͤheren Beſtimmungen des gegenwaͤrtigen Abkommens von 
einem beiderſeits als kompetent anerkannten Gerichte geſprochen worden ſind, 
und nach den Geſetzen des Staats, von deſſen Gericht ſie ie gefallt worden, die 
Rechtskraft bereits beſchritten haben. 

Solche Erkenntniſſe werden an dem in dem andere Staate befindlecheg 
Wangen des Sachfaͤlligen unweigerlich vollſtreckt. f N 


Artikel ER 


oh Ein von einem zufländigen Gerichte gefaͤlltes vechföfräftigeg E Erkemtniß 


begründet vor den Gerichten des anderen Staates die Einrede des rechtskräftigen 
Urtheils (exceptio rei judicatae) mit denſelben Wirkungen, als wenn das 


en e een mch Einrede geltend 
gemacht wird, geſprochen waͤre. 


"Seu E | e eege II. Ber 


(Ausgegeben zu Berlin den 9ten April 1832.) 
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II. Beſondere Beſtimmungen. 


1) Ruͤckſichtlich der Gerichtsbarkeit in bürgerlichen 
: Ss, Rechtsſtreitigkeiten. 


Keinem Unterthan iſt es erlaubt, ſich durch freiwillige Prorogation der 


Gerichtsbarkeit des anderen Staates, dem er als Unterthan und Staatsbuͤrger 
nicht angehoͤrt, zu unterwerfen. 


Keine Gerichtsbehoͤrde iſt befugt, der Requiſition eines ſolchen geſetzwidrig | 


prorogirten Gerichts, um Stellung des Beklagten oder Vollſtreckung des Erkennt⸗ 
niſſes ſtattzugeben, vielmehr wird jedes von einem ſolchen Gericht geſprochene 
Erkenntniß in dem anderen Staate als unguͤltig betrachtet. 
Sn Artikel 5. Se SS 
Der Klaͤger Beide Staaten erkennen den Grundſatz an, daß der Klaͤger dem Gerichts⸗ 
folgt dem Ber ftande des Beklagten zu folgen habe; es wird daher das Urtheil der fremden 
llagten. Gerichtsſtelle nicht nur, ſofern daſſelbe den Beklagten, ſondern auch ſofern es 
den Klaͤger, z. B. ruͤckſichtlich der Erſtattung von Gerichtskoſten, betrifft, in dem 
anderen Staate als rechtsguͤltig erkannt und vollzogen. 
EEE Artikel 6. EH 
Fur die Widerklage iſt die Gerichtsbarkeit des über die Vorklage zuſtaͤn⸗ 
digen Richters begruͤndet, dafern nur jene mit dieſer im rechtlichen Zuſammen⸗ 
hange ſteht, und ſonſt nach den Landesgeſetzen des Vorbeklagten zulaͤſſig iſt. 


Widerklage. 


; ? Artikel n 5 
Provokations⸗ Die Provokationsklagen (ex lege diffamari oder ex lege si contendat) 
Klage. werden erhoben vor dem perſoͤnlich zuftändigen Gerichte der Provokanten, oder 


da, wohin die Klage in der Hauptſache ſelbſt gehoͤrig iſt; es wird daher die von 
dieſem Gerichte, beſonders im Falle des Ungehorſams, rechtskraͤftig ausge⸗ 


ſprochene Sentenz von der Obrigkeit des Provozirten als vollſtreckbar anerkannt. 


Artikel 8. : == 

Perſonlicher Der perſoͤnliche Gerichtsſtand, welcher entweder durch den Wohnſitz in 
Gerichtstand. einem Staate, oder bei denen, die einen eigenen Wohnſitz noch nicht genommen 
haben, durch die Herkunft in dem Gerichtsſtande der Eltern begruͤndet iſt, 
wird von beiden Staaten in perſönlichen Klagſachen dergeſtalt anerkannt, daß 
der Unterthan des einen Staats von den Unterthanen des andern nur vor ſeinem 
perſoͤnlichen Richter belangt werden darf. Es muͤßten denn bei jenen perſoͤn⸗ 
lichen Klagſachen neben dem perfünlichen Gerichtsſtande noch die beſonderen Ge⸗ 
richtsſtaͤnde des Kontraktes, oder der gefuͤhrten Verwaltung konkurriren, welchen 
Falls die perſoͤnliche Klage auch vor dieſen Gerichts ſtaͤnden erhoben werden kann. 
at & SDR Artikel 9g. Lë air 
Die Abſicht, einen beſtaͤndigen Wohnſitz an einem Orte nehmen zu wollen, 
kann ſowohl ausdruͤcklich, als durch Handlungen geaͤußert, werden. hënn 


Lë 


a Sina 
13 


ER Ins 


— * 


a ch 


„ 


Das Letztere geſchieht, wenn Jemand an einem gewiſſen Orte ein Amt, 
welches ſeine beſtaͤndige Gegenwart daſelbſt erfordert, übernimmt, Handel oder 
Gewerbe daſelbſt zu treiben anfaͤngt, oder ſich daſelbſt alles, was zu einer 
eingerichteten Wirthſchaft gehoͤrt, anſchafft. Die Abſicht muß aber nicht blos 
in Beziehung auf den Staat, ſondern ſelbſt auf den Ort, wo der Wohnſitz 
eee werden ſoll, beſtimmt geaͤußert ſeyn. 

Artikel 10. 

Wenn Jemand ſowohl in dem einen als in dem anderen Staate ſeinen 
Wohnſitz in dem landesgeſetzlichen Sinne genommen hat; ſo haͤngt die Wahl 
des me vom Kläger ab. 
: Artikel 11. 

Der Wohnſitz des Vaters, wenn Diefer, noch am Leben iſt, begruͤndet 
zugleich den ordentlichen Gerichtsſtand des noch in ſeiner Gewalt befindlichen 
Kindes, ohne Ruͤckſicht auf den Ort, wo daſſelbe geboren a oder wo 
dër Kind Dë nur eine Zeit lang aufhaͤlt. 
| Artikel 12. 
Iſt der Vater EE fo verbleibt ber Gerichtsſtand, „ unter welchem 
) derſelbe zur Zeit ſeines Ablebens ſeinen Wohnſitz hatte, der ordentliche Gerichts⸗ 
ſtand des Kindes, fo lange daſſelbe noch keinen eigenen 1 Wohnſitz 
2 rechtlich begründet hat. 
Artikel 13. 
Ijſt der Vater unbekannt, oder das Kind nicht aus einer Che zur rechten 
Hand erzeugt, ſo richtet ſich der Gerichtsſtand eines ſolchen Ades auf De 
Art nach d dem REES, e 21 Mutter. e dE 


Së 28. 


Diejenigen, welche in dem einen oder dem ER Staate, SR SH 
‚Bürger zu ſeyn, eine abgeſonderte Handlung, Fabrik oder ein anderes der⸗ 
gleichen Etabliſſement beſitzen, ſollen wegen perſoͤnlicher Verbindlichkeiten, welche 
ſie in Anſehung ſolcher Etabliſſements eingegangen haben, ſowohl vor den 
Gerichten des Landes, wo die Gewerbs-Anftalten ſich befinden, als vor Za 
Gerichtsſtande des Wohnortes belangt werden koͤnnen. 

8 Artikel 15. 

Die Uebernahme einer Pachtung, verbunden mit dem perſönlichen Aufent⸗ 

halte auf dem e Gute, ſoll St, d'en itz des a im Staate 

, begründen. Se? 
Artikel 8 FR 


2 Ausnahmeweiſe ſollen Studirende und Dienſihoten auch CH demjenigen 
Staate, wo fie ſich in dieſer Eigenſchaft aufhalten, während dieſer Zeit noch 
zë perſoͤnlichen Gerichtsſtand haben, hier Së ſo viel ihren perſoͤnlichen 

d 4348.) Q2 2 Zu⸗ 


Zuſtand und die davon abhangenden Rechte betrifft, ohne Ausnahme nach den 
Geſetzen ihres Wohnorts und ordentlichen Gerichtsſtandes beurtheilt werden. 
- Ge e Artikel 17. f ish 
Gerichtstand Erben werden wegen perſoͤnlicher Verbindlichkeiten ihres Erblaſſers vor 
der Erben. deſſen Gerichtsſtande fo lange belangt, als die Erbſchaft ganz, oder theilweiſe 
noch dort vorhanden, oder, wenn der Erben mehrere ſind, noch nicht getheilt iſt. 
: / Artikel 18. s i 
Allgemeines Im Konkurſe wird der perſoͤnliche Gerichtsſtand des Schuldners auch 
Gantgericht. als allgemeines Gantgericht anerkannt, ausgenommen wenn der groͤßere Theil 
5 des Vermoͤgens bei deſſen Beſtimmung das uͤber die Vermoͤgensmaſſe aufzu⸗ 
nehmende Inventarium und Taxe zum Grunde zu legen iſt, in dem andern 
Staate ſich befindet, wo alsdann dem letztern unter der im Art. 22. enthaltenen 
Beſchraͤnkung das Recht des allgemeinen Gantgerichts zugeſtanden wird. 
Artikel 19 Soe EHRE 8 
Aktivforderungen werden, ohne Unterſchied, ob ſie hypothekariſch ſind 
oder nicht, angeſehen, als befaͤnden ſie ſich an dem Wohnorte des Gemein⸗ 
ſchuldners. 8 f Den 
altes Artikel 20. ö R 
Einem Partikularkonkurſe wird nicht Statt gegeben, ausgenommen, wenn 
ein geſetzlich begründetes Separationsrecht geltend gemacht wird, namentlich 
wenn der Gemeinſchuldner in dem andern Staate, wo er ſeinen Wohnſitz nicht 
hatte, eine abgeſonderte Handlung, Fabrik, oder ein anderes dergleichen Etabliſſe⸗ 
ment, welches als ein eigenes Ganzes, einen beſonderen Inbegriff von Rechten 
und Verbindlichkeiten des Gemeinſchuldners bildet, beſitzt, welchen Falls zum 
Vortheile derjenigen Glaͤubiger, welche in Anſehung dieſes Etabliſſements beſon⸗ 
ders kreditirt haben, ein Partikularkonkurs eröffnet, werden darf. . 
Wirkungen Alle Forderungen, ſie ſeyen auf ein dingliches oder perſoͤnliches Recht 
Ki ee gegründet, find allein bei dem allgemeinen Gantgerichte einzuklagen, oder, wenn 
men DAB, bereits klagbar gemacht worden, dorf weiter zu verfolgen. Das Außerhalb 
Landes befindliche Vermögen des Gemeinſchuldners wird, nach vorgängiger Ber⸗ 


außerung der Grundſtücke und Effekten, durch den Richter der gelegenen Sache 
dem Gantgerichte abgeliefert. E ) 
ene Artikel 22. 
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g Gebiete gelegenen Grundstücken eingetragenen Glaͤubiger in . Rechten. keinen 
Schaden leiden, hat es in Ruͤckſicht ihrer bei der Abſonderung und Vertheilung 
der Immobiliarmaffe nach den Vorſchriften der allgemeinen Gerichts⸗ Ordnung 
Theil J. Titel 80, NE 489 —522, fein Bewenden. - 
Artikel 23. 
Alle Halten, desgleichen alle poffefforifchen Rechtsmittel, wie auch die Dinglicher 
ſogenannten actiones in rem soriptae, muͤſſen, bafern fie. eine unbewegliche Gerichtsſtand. 
Sache betreffen, vor dem Gerichte, in deſſen Bezirk ſich die Sache befindet — 
können aber, wenn der Gegenſtand beweglich iſt, auch vor dem perſoͤnlichen 
Geerichtsſtande des Beklagten, — erhoben werden, gare i deſſen, was auf 
Eh Fall des Konkurſes beſtimmt iſt. 4 
hast | Artikel 24. 
In dem Gerichtsſtande der Sache koͤnnen keine blos (rein) zën 
ët? angeſtellt werden. 
a Artikel 25. 
Eine Ausnahme von dieſer Regel findet jedoch Statt wenn gegen den 
Beſt iber unbeweglicher Guͤter eine ſolche perſoͤnliche Klage angeſtellt wird, welche 
aus dem Beſitze des Grundſtuͤcks, oder aus Handlungen fließt, die er in der 
Eigenſchaft als Gotsbeſiher vorgenommen hat. Wenn daher ein ſolcher Grund⸗ 
beſitzer, 5 
1) die mit ſeinem Pachter, oder Verwalter, eingegangenen Wer een 
5 zu erfuͤllen, oder 
20 die zum Beſten des Grundſtuͤcks geleiſteten Vorſchuͤſſe, oder gelieferten 
35 ee und Arbeiten, zu verguͤten ſich weigert, oder 
3) dfe 


Gericht sbarkeit, Se 25 aͤhnliches Gergen 


oder 
4) ſeine Nachbaren im Beſitze ſtört; 
5) ſich eines auf das benachbart Gundſic Ae Ate Sechs ‚berühmt, , 
„ oder e 
? 600 wenn er das Grundſtück ganz, oder zum Theil veräußert, und den Kon⸗ 
1 trakt nicht erfuͤllt, oder die ſchuldige Gewaͤhr nicht leiſtet, 
ſo muß derſelbe in allen dieſen Faͤllen bei dem Gerichtsſtande der Sache Recht 
nehmen, wenn ſein Gegner D in ſeigem ee „ nick belan⸗ 
Gr eng ae 3 2 
St se. S Artikel 26. DS 
ET? Se BN auch der Ee 0 eines an oder 
Tan 1028 dee Nn „Artikel len de rt 
ee? 211 Kr da, wo die Erbſchaft ES Befindet, erhoben und Erbſchafts⸗ 
or dergeſtalt, daß, wenn die e zum Theil in dem einen, SÉ Klagen, 
Go. 2) ei 


Ki 
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Theil in dem anderen Staatsgebiete ſich befinden, der Klaͤger ſeine Klage zu | 
theilen verbunden ift, ohne Ruͤckſicht, wo der groͤßte Theil der Erbſchaftsſachen 


ſich befinden mag. 


Doch werden alle bewegliche Erbſchaftsſtücke angeſehen, als befaͤnden a 


ſie ſich an dem Wohnorte des Erblaſſers. | Se 
Aktiv⸗Forderungen werden ohne Unterſchied, ob ſie hypothekariſch ſind 
oder nicht, den beweglichen Sachen beigezaͤhlt. ag 
ER E Artikel 28. 


Gerichtsstand Ein Arreſt darf in dem einen Staate und nach den Geſetzen deſſelben, 


des Arreſtes. gegen den Buͤrger des anderen Staates ausgebracht und verfuͤgt werden, unter 
der Bedingung jedoch, daß entweder auch die Hauptſache dorthin gehöre, oder 


daß ſich eine wirkliche ge genwaͤrtige Gefahr auf Seiten des Glaͤubigers nach⸗ 


weiſen laſſe. Iſt in dem Staate, in welchem der Arreſt verhangen worden, ein 
Gerichtsſtand für die Hauptſache nicht begründet; fo ft dieſe nach vorläufiger 
Regulirung des Arreſtes an den zuſtaͤndigen Richter des anderen Staates zu ver⸗ 
weiſen. Was dieſer rechtskraͤftig erkennt, unterliegt der allgemeinen Beſtimmung 
im Art. 2. 0 up 
i Artikel 29. rg 
Gerichtsſtand Der Gerichtsſtand des Kontraktes, vor welchem eben ſowohl auf Er⸗ 
des Kontrakte, füllung, als wie auf Aufhebung des Kontraktes geklagt werden kann, findet 
5 nur dann ſeine Anwendung, wenn der Kontrahent zur Zeit der Ladung in dem 
Gerichtsbezirke ſich anweſend befindet, in welchem der Kontrakt geſchloſſen worden 
iſt, oder in Erfuͤllung gehen ſoll. Wire 5 


Dieſes ift beſonders auf die, auf öffentlichen Markten geſchloſſenen Kon⸗ ? 


trakte, auf Viehhandel und dergleichen anwendbar. 

E Er Artikel 30. e 
Beſonders Die Klauſel in einer Wechſelverſchreibung, wodurch ſich der Schuldner 
de Gerichtsbarkeit eines jeden Wechſelgerichts, in deſſen Gerichtszwang er zu 
gen. deſſen Verfallzeit anzutreffen fey, unterworfen hat, wird als guͤltig, das hier⸗ 
nach eintretende Gericht, welches die Vorladung bewirkt hat, fuͤr zuſtaͤndig, 
mithin deſſen Erkenntniß für vollſtreckbar an den in dem anderen Staate belegenen 


JJ! e E AE et 

ah er e ERT 2 1 eee, under 
Gerichtsſtand Bei dem Gerichtsſtande, unter welchem Jemand emdes Gut oder Ver⸗ 
EE mögen bewirthſchaftet oder verwaltet hat, muß er auch auf die aus einer 
„ ſolchen Adminiſtration angeftellten Klagen ſich einlaſſen, es muͤßte denn die 
Adminiſtration bereits völlig beendigt und dem Verwalter Aber die gelegte Rech⸗ 
nung quittirt ſeyÿn. Wenn daher ein aus der quittirten Rechnung verbliebener 


Ruͤckſtand gefordert, oder eine ertheilte Quittung angefochten wird, fo kann dieſes 


nicht bei dem vormaligen Gerichtsſtande der geführten Verwaltung geſchehen. 
S ; Arti⸗ 
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75 Artikel 32. Hr 
Jede Achte Intervention, die nicht eine beſonders zu behandelnde Rechts⸗ oer In⸗ 
fache in einen ſchon anhaͤngigen Prozeß einmiſcht, fie ſey prinzipal oder akzeſſoriſch, moder, 
betreffe den Kläger oder den Beklagten, ſey nach vorgaͤngiger Streitankuͤndigung 5 
oder ohne dieſelbe geſchehen, begruͤndet gegen den auslaͤndiſchen Intervenienten 
die Gerichtsbarkeit des Staates, in welchem der Hauptprozeß gefuͤhrt wird. 
5 e Artikel 33. Ge 
Sobald vor irgend einem in den bisherigen Artikeln beſtimmten Gerichtd- Wirkung der 


ſtande eine Sache rechtshaͤngig geworden iſt, fo iſt der Streit daſelbſt zu been⸗ ee 


digen, ohne daß die Rechtshaͤngigkeit durch Veränderung des Wohnſitzes oder 
Aufenthalts des Beklagten geftört oder aufgehoben werden koͤnnte. 
Die Rechtshaͤngigkeit einzelner Klagſachen wird durch Inſinuation der 
Ladung zur Einlaſſung auf die Klage fuͤr begruͤndet erkannt. 
2) In Hinſicht der Gerichtsbarkeit in nicht ſtreitigen 
5 Rechtsſachen. a 
8 an Artikel 34. , rel 

Alle Rechtsgeſchaͤfte unter Lebenden und auf den Todesfall werden, was 
die Gultigkeit derſelben ruͤckſichtlich ihrer Form betrifft, nach den Geſetzen des 
Orts beurtheilt, wo ſie eingegangen ſind. : ? 

Wenn nach der Verfaſſung des einen oder des andern Staates die 
Guͤltigkeit einer Handlung allein von der Aufnahme vor einer beſtimmten Behoͤrde 
in demſelben abhaͤngt, ſo hat es auch hierbei ſein Verbleiben. 

S € Artikel 35. f 
ertraͤge, welche die Begründung eines dinglichen Rechts auf unbewegliche 
im Zweck chten ſich lediglich nach den Geſetzen des Ortes, 


f Sachen z Zweck haben, ri 
wo die Sachen liegen. e ö ne 
3) In Ruͤckſicht der Strafgerichtsbarkeit. 


Abkommen vom 26ſten November und Löten Dezember 1824. fein. Bewenden; in 
ſolchen Fällen jedoch, wo der Holzdieb nicht vermoͤgend iſt, die Geldſtrafe ganz 
oder theilweiſe zu erlegen, und wo Gefaͤngnißſtrafe eintritt, ſoll letztere niemals nach 


der Wahl des Wald⸗Eigenthuͤmers in Forſt⸗ Arbeit verwandelt werden können. 


n 


Go. 4348) Fuͤr 
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Fuͤr die Konſtatirung eines Forſtfrevels, „welcher von einem Angehörigen 
des einen Staats in dem Gebiete des andern veruͤbt worden, ſoll den’ offiziellen 
Angaben und Abſchaͤtzungen des kompetenten Forft- und Polizeibeamten des Ortes 
des begangenen Frevels, die volle geſetzliche zur Verurtheilung des Beſchuldigten 
hinreichende Beweiskraft von der zur Aburtheilung geeigneten Gerichtsſtelle bet: 
gelegt werden, wenn dieſer Beamte, der übrigens keinen Denunzianten⸗Antheil 

an den Strafgeldern und keine Pfandgelder zu genießen hat, nach Maaßgabe 
des Koͤniglich-Preußiſchen Geſetzes vom "ien Juni 1821., vor Gericht auf die 
N wahrheitmaͤßige, treue und gewiſſenhafte Angabe ſeiner Wahrnehmung und 

SS bar? eidlich verpflichtet worden iſt. 


Artikel 37. = 
Vollſtreckung Wenn der Unterthan des einen Staats in dem Gebiete des andern D o eines 


N te. Vergehens oder Verbrechens ſchuldig gemacht hat, und daſelbſt ergriffen und 
abgeurtheilt worden iſt, ſo wird, wenn der Verbrecher vor der Strafverbuͤßung 
ſich in feinen Heimathsſtaat zuruͤckbegeben hat, oder vor der Aburtheilung gegen 
juratoriſche Kaution entlaſſen worden iſt, von dieſem das Erkenntniß des aus⸗ 
laͤndiſchen Gerichts, nach vorgaͤngiger Requiſition und Mittheilung des Urtheiles, 
ſowohl an der Perſon, als an den im Staatsgebiete befindlichen Guͤtern des 
Verurtheilten vollzogen, vorausgeſetzt, daß die Handlung, wegen deren die Strafe 
erkannt worden, auch nach den Geſetzen des requirirten Staates als ein Vergehen 
oder Verbrechen erſcheint, und nicht zu den blos polizei⸗ fi inanzgeſetzlichen Ueber⸗ 
a „frefungen ‚gehört, von welchen der naͤchſtfolgende Artikel handelt. Im Falle 
einer eigenmaͤchtigen Flucht des Verbrechers, vor der Aburtheilung, ſoll es dem 
unterſuchenden Gerichte nur freiſtehen, unter Mittheilung der Akten bei dem 
Gerichte des Wohnortes auf Fortſetzung der Unterſuchung und Beſtrafung nach 
Art. 36. anzutragen. In ſolchen Faͤllen, wo der Verbrecher nicht vermoͤgend 
iſt, die Koſten der KE „au sagen, Ae, das Pe Gericht 
folche zu erſetzen. ` 
Artikel 38. 


Bedingt m Hat ein Unterthan des einen Staates Strafgeſetze des andern durch ſolche 
Sap SE verletzt, welche in dem Staate, dem er angehört, gar nicht verpoͤnt 
& z. B. durch Uebertretung eigenthuͤmlicher Abgaben⸗ Geſetze, Poltzeivor⸗ 
fehriften und dergleichen, und welche demnach von dieſem Staate auch nicht 

beſtraft werden koͤnnten, fo ſoll auf vorgängige Requiſition zwar nicht zwangs⸗ 

weiſe der Unterthan vor das Gericht des andern Staates geſtellt, demſelben 

aber ſich ſelbſt zu ſtellen verſtattet werden, damit er ſich gegen die Anſchuldi⸗ 

jungen vertheidigen und gegen das in ſolchem Zeta: Zeene, 
Verfahren wahren konne. a ee e ee es mue 
Doch ſoll, wenn bei Ueberttetung ene Abgaben⸗Geſezes des denen 
Ke dem Unterthan des andern Waaren in Beſchlag genommen worden find, 

die 


1 — 
He "EE ſey es im Wege des Kontumazial⸗ Verfahrens oder ſonſt, 
in ſofern eintreten, als ſie ſich nur auf die in Beſchlag genommenen > 
finde beſchraͤnkt. a 32 
| Artikel 39. 
op 1 Der zuſtändige Strafrichter darf auch uͤber die aus dem Verbrechen ent⸗ 
ſprungenen Privat⸗ Anſprüche mit erkennen, wenn wegen ersehen von dem 
a ee Ria worben iſt. ee Och 5 
* e EE Gs: 
1785 „Anterthanen des einen Staats, welche wegen Verbrechen oder anderer Auslieferung 
Uebertretungen ihr Vaterland verlaſſen und in den andern Staat ſich geflüchtet der Geſlüchte⸗ 
haben, ohne daſelbſt zu Unterthanen aufgenommen, worden zu ſeyn, werden 
nach vorgaͤngiger Requiſition, gegen Erſtattung der Koſten, und zwar, wenn 
wegen Unvermoͤgenheit der Inquiſiten oder ſonſt die Unterſuchungskoſten nieder⸗ 
geſchlagen werden muͤſſen, nur der baaren Auslagen, A B. für uch Trans⸗ 
wi Porto und en e ausgeliefert. k 
Artikel 41. SE 
Solche, eines Verbrechens oder einer Uebertretung verdaͤchtige, ien Auslieferung 

wie weder des einen noch des anderen Staates Unterthanen find, werden, der Ausländer. 

fie e Strafgeſetze des einen der beiden Staaten verletzt zu haben beſchuldigt 
fir nd, demfenigen, in welchem die Uebertretung veruͤbt wurde, auf vorgaͤngige 
| Recliſttion, gegen Erſtattung der Koſten, wie dieſe im vorigen Artikel beſtimmt 
iſt, ausgeliefert; es ſey denn, daß der Staat, welchem er als Unterthan ange⸗ 
hoͤrt, auf die vorher von dem requirirten gemachte Anzeige der Verhaftung, jene 
Uebertreter r ſelbſt reklamirt, und ihre Serie? Dé eigenen Beſtrafung in 
Antrag bung N VVV 
Nor Artikel 42 

In denſelben Faͤllen, wo der eine Staat bekechtigt it, bie Auslieferung Verbindlich⸗ 


eines Beſchuldigten zu fordern, iſt er auch verbunden, die ihm. von dem andern = zur 5 
nahme der 


Staate angebotene Auslieferung ä An WOHER US Auslieferung. 
In Kriminalfaͤllen, wo die perſönliche Gegenwart der Saugen an 1 dem Stellung der 

Orte der Unterſuchung nothwendig iſt, Tell die Stellung der Unterthanen des Zeugen. 

einen Staats vor das Unterſuchungsgericht des andern, zur Ablegung des Zeug⸗ 

niſſes, zur Konfrontation oder Rekognition, gegen vollſtaͤndige Verguͤtung der 

Reiſekoſten und der Verſaͤumniß, nie verweigert werden. Auch in ſolchen Faͤllen, 

wo die Zeugen vor dem requirirten Gerichte abgehoͤrt werden, hat das requirirende 

Gericht die Entſchaͤdigung der Zeugen zu bezahlen. Uebrigens verbleibt es bei 

dem, wegen der gegenſeitigen Koſtenverguͤtung unter dem 8ten Mai 1819. mit 

der Herzoglich⸗Sachſen⸗Gotha⸗ und Altenburgiſchen Regierung getroffenen Ueber⸗ 

einkommen. 

Jahrgang 1832. — (No. 1348.) f R Arti⸗ 
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Artikel 44. TEEN 

Da dë: bie Faͤlle genau beſtimmt ſi nd, in welchen die ee 
ber Angeſchuldigten oder Geſtellung der Zeugen gegenſeitig nicht verweigert werden 
ſoll, fo hat im einzelnen Falle die Behörde, welcher fie obliegt, weder vorgaͤngige 
reversales de observando reciproco zu erfordern, noch dafern ſie nur eine 
Provinzialbehoͤrde iſt, in der Regel erſt die beſondere Genehmigung der ihr vor⸗ 
geſetzten Miniſterialbehoͤrde einzuholen, es ſey denn, daß im einzelnen Falle die 
Anwendung des Abkommens noch Zweifel zuließe, oder ſonſt ganz eigenthuͤm⸗ 
liche Bedenken hervortraͤten. Unterbehoͤrden bleiben aber unter allen Umſtaͤnden 
verpflichtet, keinen Menſchen außer Landes verabfolgen zu laſſen, bevor ſie nicht 
zu dieſer Auslieferung die Autoriſation der ihnen unmittelbar vorgeſetzten Behörde 
ER haben. 

Artikel 45. | 

` Sämmtliche vorſtehende Beſtimmungen gelten nicht in Beziehung auf d die 
Koͤniglich⸗Preußiſchen Rheinprovinzen. ; 

Ruͤckſichtlich dieſer hat es bei der Werbung vom Aten Ce 1823. ſein 
Bewenden. ee 
Artikel 46. E 

Die Dauer dieſes Abkommens wird auf zwoͤlf Jahre, v. vom GË | 
an gerechnet, feſtgeſetzt. Erfolgt ein Jahr vor dem Ablaufe keine A fkundigung 
von der einen oder der andern Seite ` fo iſt es ſtülſchweigend als auf noch zwölf S 
Jahre weiter verlängert anzuſehen. , 


e Gegenwaͤrtige, im Namen Seiner Majestät des Koͤnigs von Preußen und 
Seiner Durchlaucht des Herzogs von Sachſen-Altenburg, zweimal gleichlautend 
ausgefertigte Erklaͤrung ſoll, nach erfolgter gegenſeitiger Auswechſelung, Kraft 
und Wirkſamkeit in den nee Wanne Se und Offen rn 
gemacht werden. 


So geſchehen Ben, den sten Scheer und Altenburg, den 1a 
Januar 1 1832. 8 S 
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Er 1349.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Aar April 1831. ‚über die Einführung. dev 
Staͤdteordnung vom 19ten November 1808. in die zum provinzialftäns 
diſchen Verbande des Koͤnigreichs Preußen gehoͤrenden ER „ wofelbft fie . 


noch nicht eingeführt worden. \ 
M. Bezug auf Meine Order vom 17ten v. M. mache Ich dem Staats- 
Miniſterio bekannt, daß Ich den zum provinzialſtaͤndiſchen Verbande des Koͤnig⸗ 
reichs Preußen, nach der Verordnung vom 17ten März 1828., gehörenden 
Staͤdten, in welche die Staͤdteordnung noch nicht eingefuͤhrt iſt, die Staͤdte⸗ 
Ordnung vom 19ten November 1808. mit ihren ſeitdem erlaſſenen geſetzlichen 
Deklarationen verliehen habe. Wegen der Einfuͤhrung in die vorbemerkten Staͤdte 
haben Sie, der Minifier des Innern und der Polizei, das Erforderliche einzu- 
leiten, und da die Verordnung vom 17ten v. M. nicht uͤberall zum Grunde 
gelegt werden kann, die abweichenden Vorſchriften, die deshalb zu erlaſſen find, 
zu entwerfen und zu Meiner Genehmigung einzureichen, wonaͤchſt ſowohl die 
Verleihung ſelbſt, als die Modifikationen der Einführung durch die Geſetzſamm⸗ 
lung und die Amtsblaͤtter der Regierungen zu Danzig und Marienwerder bekannt 
zu machen ſeyn werden. Berlin, den 13ten April 1831. f 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsmuiniſterinur 


er 3 Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 26ſten April 1831., über die Einführung der 
Stctaͤdteordnung vom 1 ten November 1808. in die zum provinzialſtaͤn⸗ 
diſchen Verbande des Herzogthums Schleſien, der Grafſchaft Glatz Së 
des Preußiſchen Markgrafthums Ober⸗ Lauſitz gehörenden Staͤdte. 
ch habe in Folge Meiner Beſtimmungen vom 17ten März d. J., den zum 
provinzialftändifchen Verbande des Herzogthums Schleſien, der Grafſchaft Glatz 
und des Preußiſchen Markgrafthums Ober⸗Lauſitz gehörenden Städten der Ober: 
Lauſitz, in welche die Staͤdteordnung noch nicht eingeführt iſt, die Staͤdteordnung 
vom 19ten November 1808. mit ihren ſeitdem erlaſſenen geſetzlichen Deklara⸗ 
tionen und Abaͤnderungen verliehen und beauftragen Sie, den Miniſter des 
Innern und der Polizei, wegen der Einfuͤhrung derſelben, in die vorbemerkten 
Staͤdte, die weitern Einleitungen zu treffen. Behufs der Bekanntmachung ſehe 
Ich zuvoͤrderſt auf Meine Order vom 13ten d. M. uͤber die Modifikationen der 
Einfuͤhrungsorder Ihrem Berichte entgegen. 


Berlin, den 26ſten April 1831. A ae SC 
52 88 8 Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminiſterium. 8 573472 
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> Ce 1351.) Serie Kabinetsotder vom 28ſten Februar 1832. über das Verfahren 
bei Einfuͤhrung der Staͤdteordnung vom 19ten November 1808. in die 

mit derſelben noch nicht verſehenen Staͤdte des Koͤnigreichs Preußen und 

M. in die Staͤdte des Preußiſchen Markgrafenthums Oberlauſttz PR 


bit Bezug auf Meine an das Staatsminiſterium erlaſſenen Befehle vom 13ten SH 
und 26ſten April v. J., Kraft welcher Ich den zum provinzialſtändiſchen? Ver⸗ 
bande des Koͤnigreichs Preußen und den zum provinzialſtaͤndiſchen Verbande 
des Herzogthums Schleſien, der Grafſchaft Glatz und des Preußiſchen Mark⸗ 
grafthums Oberlauſitz gehörenden Städten, in welche die Staͤdteordnung noch 
nicht eingeführt iſt, die Staͤdteordnung vom 19ten November 1808. verliehen 
habe, beſtimme Ich wegen des bei der Einfuͤhrung zu beobachtenden Verfahrens 
Folgendes: 6 
| §. 1. Die zur Einführung der Städteordnung erforderlichen E 
nungen trifft und leitet der Oberpraſident. 

F. 2. Die Staͤdteordnung iſt in allen denjenigen Orten einz eg 
welche auf dem Provinzial⸗Landtage im Stande der Städte vertreten werden. 
Wuͤnſcht die Eine oder Andere der zu einem ſtaͤndiſchen Kollektiv⸗ -Mahlverbande. 
gehörenden Staͤdte, daß die Staͤdteordnung bei ihr nicht eingefuͤhrt werde, und 
iſt ſolches zu genehmigen, woruͤber Ich Mir die Entſchließung vorbehalte, ſo 
ſoll ſie auch in Hinſicht der ſtaͤndiſchen Verhaͤltniſſe vom Stande der Staͤdte aus⸗ 
ſcheiden und in den der Landgemeinen uͤbergehen. Die Verwaltung ſolcher Staͤdte 
wird jedoch bis zu weiterer Beſtimmung in der zeitherigen Art fortgeführt, 

$ 3. Auch ſolchen Orten, welche bisher nicht als Städte auf dem Land⸗ 

tage vertreten waren, werde Ich, wenn die Umſtaͤnde ſich dazu eignen, auf 
beſondern Antrag die Staͤdteordnung verleihen, womit ſie dann auch in Hinſecht 
der ſtaͤndiſchen Vertretung zu den Staͤdten uͤbergehen. 

F. 4. In Orten, worin hiernach die Staͤdteordnung einzufuͤhren iſt, et 
zuvoͤrderſt ausgemittelt werden, welche Bürger nach Vorſchrift derſelben im 
F. 74. ſtimmfaͤhig ſind. Dieſe Ausmittelung liegt den jetzigen Magiſtraͤten unter 
Vernehmung mit den dermaligen Gemeinevertretern o b. 2 at 205 


F. 5. Der Mogitrat fertigt demnaͤchſt daruber Liſten an, welche im Rath⸗ 
hauſe zu Jedermanns Einſicht offen gelegt werden; auch wird, daß dies geſchehen, 
öffentlich befannt gemacht. Wer ſich darin mit Unrecht übergangen ſieht, hat 
ſeine Einwendungen dagegen binnen vierzehn Tagen nach der Bekanntmachung, 
bei Verluft der Einreden, bei der Gemeine⸗Verwaltungsbehoͤrde anzugeben und 
zu beſcheinigen. Dieſe hat darüber das Gutachten der Gemeinevertreter zu ver⸗ 
nehmen und, wenn hiernach die Aufnahme nicht beſchloſſen wird, binnen andern 
vierzehn Tagen an die Regierung zu berichten, welche fuͤr die ek Wahl ohne 
Rekurs zu entſcheiden hat. 

8 H. 6. 


vm Bi —- 


PERS Gleichzeitig hat der $ agiſtrat nach ongenigr Zentren mit 
der Gemeine -Nepräfentation Bar dee zu eröffnen: 15 f 
A ob und in welcher Bezirke die Stadt ae de Wahlen einzubeen. in? 
(. 11. der Städteordnung) und 
0 d wie geb erwachen emden bie Stadt geg der legten Beoölkerungs⸗ 
Ki WE zu den großen, mittlern oder kleinen gehört, ‚gemäß H. 70. der Staͤdte⸗ 
Ordnung und Meiner wegen der kleinen Staͤdte Breng Order vom cet 
Juni 1809., zu wählen find? 


22 


Der Oberpraͤſident ſetzt hierüber auf das Gutachten der den das 
Gon Nöͤthige feſt. 
SH "ET ERT NS Ei Du, wird d L der 8 


a a S Sead die Eet en 327 . und dem 
er 175 konſtituirt iſt, wird ſie zum Gutachten aufgefordert, wie viel 
agiſtratsperſonen, beſoldete der unbeſoldete, e und welche Beſol⸗ 
Wen den erſtern auszuſetzen ind. e 
BE 9. Die Feſtſetzung hierüber Vi ebenfalls, Së EE denten zu. 
: g. 10. Hierauf ſchreitet die Stadtverordneten⸗ Verſammlung zur Wahl 
der e ee Bis zur Beſtaͤtigung dieſer Wahlen durch die Regie⸗ 
rungen k bleiben jedenfalls die bisherigen Beamten in ihrer Wirkſamkeit. 
- 08, ët? Auch die Verhandlungen der Stadtverordneten, welche nach $$.8. 
und 10. erforderüch ſind 4.0 geleitet, welcher 
verpflichtet iſt, der Versammlung hierbei nach „feiner Kenntniß der Berhaͤltniſſe 
und Geſchaͤfte mit Rath an die Hand zu gehen, namentlich auch die Stadtver⸗ 
ordneten darauf aufmerkſam zu machen, daß, wenn die definitiv angeſtellten 
Magiſtratsperſonen nicht wieder gewaͤhlt werden, ihnen die H. 164. der Staͤdte⸗ 
Ordnung vorgeſchriebenen Penſionen ausgeſetzt werden muͤſſen, deren Betrag 
unter ſeiner Mitwirkung vorlaͤufig zu ermitteln iſt. 


FH. 12. Werden die erſten Wahlen der Sagifbarepisfonen für N i 
allärt, ſo muͤſſen in der (H. 11. ) Boegen Bai neue Wobten⸗ veran⸗ 
ſtaltet werden. 
§. 13. Der Oberpraͤſident hat die unwelfalhaften Senf onen auf die 
Stadtkaſſe anweiſen zu laſſen. Wenn eine nicht wiedergewaͤhlte Magiſtratsperſon 
einen ëch Wenfionäbetrag fordern zu koͤnnen glaubt, ſo bleibt derſelben, dafern 
nicht ein Vergleich getroffen werden kann, die Ausfuͤhrung der groͤßern Anſpruͤche 
vorbehalten, ohne daß deshalb die Auszahlung des eee inden 
aufzuhalten iſt. 
(No. 1351.) 8 5 ` H. 14. 


S — ER ` es 


F. 14. Nach vollendeter Einführung Hört die unmittelbare Einwirkung 
des Dberpräfidenten wieder auf, welche ihm in dieſer Verordnung zur big 
ftellung größerer Gleichheit der Organiſation beigelegt worden iſt. 

§. 15. Die Gemeinerechnungen werden bis zum Schluſſe des letzten 
Jahres vor Einfuͤhrung der Staͤdteordnung, unter Leitung der Regierung, nach den 
bisher beſtandenen Vorſchriften gelegt und erledigt. Fuͤr das laufende Jahr, in 
welchem die Staͤdteordnung eingefuͤhrt wird, follen die beſtehenden Etats zum 
Grunde gelegt werden. 

§. 16. Alle diejenigen Einwohner, welche nach der Städteordnung das 
Buͤrgerrecht zu gewinnen haben, und ſolches bei Einfuͤhrung des Geſetzes noch 
nicht beſitzen, erhalten ſolches unentgeldlich. Alle Einwohner aber bleiben im 
Genuſſe der nach der Ortsverfaſſung ihnen zeither zugeſtandenen Rechte, mit Aus⸗ 
ſchluß der Stimm- und Wahlfaͤhigkeit, welche vom Buͤrgerrechte und von den 
. 74. und 84. der Staͤdteordnung aufgeſtellten Erforderniſſen abhängt. 

N e Da es für jede Stadt einer Feſtſtellung derjenigen Einrichtung 
bedarf, woruͤber die Staͤdteordnung der Gemeine die Wahl aus alternativen 
Beſtimmungen vorbehalten hat, ſo ſetze Ich feſt, daß jede Stadt verpflichtet ſen 
foll, das im H. 51. der Staͤdteordnung bezeichnete Statut in der vorgeſchriebenen 
Friſt abzufaſſen, wenn ſich daſſelbe auch nur E? die SE ZS ſolcher 
Beſtimmungen beſchraͤnkt. 

H. 18. Zugleich will Ich, in Eier der im $. 49. der Städte⸗ 
Ordnung den Stadtgemeinen ertheilten Befugniß, dieſelben berechtigen, durch das 
Statut in den Formen der Kommunalverwaltung diejenigen Abweichungen von 
den Vorſchriften der Staͤdteordnung, welche ſie nach oͤrtlichen oder ſonſt eigen⸗ 
thuͤmlichen Verhaͤltniſſen dem Intereſſe ihres Gemeineweſens nothwendig oder 
nuͤtzlich erachten, in ſoweit zu treffen, als dadurch die Selbſtſtaͤndigkeit der Buͤr⸗ 
gerſchaft in ihrer Kommunalverwaltung, als das Hauptprinzip der Staͤdteord⸗ 
nung, nicht gefaͤhrdet wird. Dergleichen Statute, worin die Beſtimmungen 
der Staͤdteordnung modifizirt werden, ſind n zu Meiner een e Bald 
tigung vorzulegen. 

Das Stantsiminifterium: bat gegenmärfige EEN BC? Meinen 
Befehlen vom 13ten und 26ſten April v. J. durch die Geſetzſammlung und die 
betreffenden Amtsblaͤtter bekannt zu machen. 

e deen ben 2 un. 1832. vie 
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(No. 4 Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Sten Maͤrz 1832., uͤber die PR" 
= KE des Péng von den Kunſtſtraßen. ES 


D. nach dem Berichte des Staatsminiſteriums vom (ten v. M. über ein 
neues 1 N wird, ſo iſt es SNE damit auch die An⸗ 


et 


2219 Wenn eine in dergeſtalt verſchneiet, daß die Paſſage nicht blos 
erſchwert, ſondern dergeſtalt unterbrochen wird, daß ſie mit den gewoͤhn⸗ 
lichen Unterhaltungsmitteln nicht wieder hergeſtellt werden kann; ſo ſollen 
die Einwohner des Ortes, in deren Feldmark ſich der Schneefall ereignet, 
ſogleich zutreten und mit vereinten Kraͤften das eingetretene Hinderniß zu 
heben bemuͤht ſeyn, ohne dafuͤr Vergütung zu erhalten. Jedoch ſoll dieſe 
Huͤlfsleiſtung nur in ſoweit unentgeldlich gefordert werden, als ſie ſich auf 
Einen achtſtuͤndigen Arbeitstag beſchraͤnken laßt. Die Lokal- Polizeibehörden 
ſind verpflichtet, fuͤr die Ausführung dieſer Maaßregel ſpeziell Sorge zu 
tragen und erforderlichen Falls die unvorzuͤgliche Einwirkung des Landraths 

in Anſpruch zu nehmen. Exemptionen ſind hierbei nicht zu geſtatten. Die 
Vertheilung der Arbeiten auf die Einwohner des Ortes hat die Lokal⸗ 
Behoͤrde zu ermeſſen, wenn der Landrath nicht zeitig genug darauf einwir⸗ 
ken kann. Iſt aber bei einem einzelnen Vorgange ein Zweifel uͤber die 
Repartition entſtanden, fo hat die Provinzial-Regierung deshalb billige 
Grundſaͤtze mit Ruͤckſicht auf die beſondere Provinzial⸗ Verfaſſungen zur 
Beobachtung in kuͤnftigen Faͤllen vorzuſchreiben. 

2) Wenn verſchneiete Fuhrwerke aus dem Schnee auszugraben ſind, ſoll die 
Arbeit von den Anwohnern nach den Beſtimmungen zu 1. ohne Beſchraͤn⸗ 
kung auf eine Stundenfriſt, unentgeldlich verrichtet werden. - 

3) Wenn es nöthig befunden wird, außer den vorgedachten Fällen eine 
Chauſſee vom Schnee zu reinigen, oder, wenn in dem Falle zu 1. mit der 
achtſtuͤndigen Huͤlfsleiſtung der Anwohner nicht auszureichen iſt; fo ſoll die 
Chauſſeebau-Kaſſe die Koſten tragen. Die Wegebau ⸗Inſpektoren ſollen 
jedoch, wenn ſie freiwillige Arbeiter nicht in erforderlicher Zeit und Zahl 

dingen koͤnnen, die Polizei⸗Obrigkeiten der in der Nähe der Chauſſee bele⸗ 
genen Orte um die Geſtellung von Arbeitern gegen Bezahlung des an 
dem Orte und zu der Zeit gewoͤhnlichen Tagelohns requiriren und die 
betreffenden Behörden einer ſolchen Requiſition unverzuͤglich zu genuͤgen ver⸗ 
pflichtet ſeyn. Dem Landrathe muß von dem Verfuͤgten durch die Wegebau⸗ 
Inſpektoren in jedem Falle Nachricht gegeben werden, damit derſelbe das 
Verfahren nach Bewandniß der Umſtaͤnde kontrolire. 
(No. 1351.) 4) Die 
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